
Feuerwerk ist ein heisses, emo-
tionales Thema. Sollen am 1.
August und Silvester Böller er-
laubt sein, oder gehört Feuer-
werk generell verboten? Die
Meinungen könnten nicht kont-
rärer sein. In Füllinsdorf kam
das Referendum gegen das Ver-
bot von Knallkörpern an Silves-
ter zustande. In Birsfelden wur-
de die Petition «Schluss mit
Feuerwerk!» gestartet.

DieGemeindeversammlung
von Füllinsdorf sprach sich An-
fangDezember 2025 für ein Böl-
lerverbot an Silvester aus – mit
103 Ja- gegen 31 Nein-Stimmen
bei 8 Enthaltungen. Am Natio-
nalfeiertag ist lautes Feuerwerk
laut dem geänderten Polizeireg-
lement nach wie vor erlaubt.
Gegen die Anpassung sei nun

das Referendum mit 305 gülti-
gen Unterschriften eingereicht
worden, teilt die Gemeinde Fül-
linsdorf mit. Das Referendums-
komitee nennt sich «Pro Silves-
ter Feuerwerk». Die Urnenab-
stimmung findet voraussichtlich
am 14. Juni statt.

Referendumskomitee
bekämpft Verbot
Im Juni erklärte die Versamm-
lung einen Antrag einer Stimm-
bürgerin für ein generelles
Feuerwerksverbot an Silvester –
ausgenommen nicht Lärm ver-
ursachende Bodenfeuerwerke
wie Vulkane, bengalische Zünd-
hölzer – als erheblich, obwohl
der Gemeinderat für nicht er-
heblich plädiert hatte. Darauf-
hin arbeitete die Behörde eine
entsprechende Vorlage mit
strengeren Vorschriften aus.

Künftig sollen am letzten Tag
des Jahres Knallkörper verbo-
ten, stilles Feuerwerk hingegen
erlaubt sein.

Eine entgegengesetzte Be-
wegung macht in Birsfelden
mobil. Monika Zech Buess hat
die Online-Petition «Schluss
mit Feuerwerk!» lanciert. Diese
fordert, dass Birsfelden das Ab-
brennen von Feuerwerk durch
Private verbietet. Auch soll die
Gemeinde den Verkauf von
Feuerwerk nicht mehr bewilli-
gen. Die Bittschrift ist seit Mitt-
woch auf Facebook aufgeschal-
tet und zählt bisher gut 40
Unterschriften.Zechhofft,wäh-
rend eines Monats mindestens
200 Personen dafür zu gewin-
nen. Auch Auswärtige, Auslän-
der oder Minderjährige können
unterzeichnen. «Das Anliegen
soll ein gewisses Gewicht be-

Simon Tschopp kommen.» Sie habe schon posi-
tive Rückmeldungen erhalten.

«Das private Feuerwerk
ist unnötig»
Die Initiantinwähltevorerstdie-
senWeg. Sie kann sich auch vor-
stellen, in Birsfelden auf die
Strasse zu gehen und dort selbst
Unterschriften zu sammeln.
«Das eine schliesst das andere
nicht aus», meint Zech, die
Haustiere hält, die bei Feuer-
werk jedes Mal in Todesangst
versetzt würden. Letzte Silves-
ternacht kam es in Birsfelden zu
unschönen Szenen. Der Brief-
kasten beim Museum sei ge-
sprengtworden, berichtetMoni-
ka Zech. Im Naturschutzgebiet
«Biotop am Stausee» wurde
Feuerwerk gezündet. Leute be-
schwerten sich über Müll und
Lärm durch Knallerei. «Es ist so

«Den Terror
von ein paar
wenigenmuss
sich die
Mehrheit
nichtmehr ge-
fallen lassen.»

Monika Zech Buess
Petentin aus Birsfelden

ein Blödsinn, das private Feuer-
werk ist unnötig», enerviert sich
die Birsfelderin und wird noch
deutlicher: Es sei an der Zeit,
diesen «Seich» abzuschaffen.
«Den Terror von ein paar weni-
gen muss sich die Mehrheit
nicht mehr gefallen lassen.»

Zech ist sich bewusst, dass
eine Petition rechtlich nicht bin-
dend ist und der Gemeinderat
diese ignorieren kann. Sollte die
Petentin erfolglos sein, lässt sie
sich die Möglichkeit offen, auf
andere Art politisch aktiv zu
werden. «Vielleicht mit einem
Antrag an der Gemeindever-
sammlung.» Im Juni 2021 bean-
tragte ein Stimmbürger an Birs-
feldens Versammlung ein ganz-
jähriges Feuerwerksverbot –
undscheitertenurknapp.Einige
Baselbieter Gemeinden kennen
Einschränkungen an Silvester.

Werden Lehrpersonen kurzfris-
tig krank, kann es zur Heraus-
forderung werden, in nützlicher
Frist eine Stellvertretung zu fin-
den. Wie eine Recherche der bz
zeigte, ist es unter der Lehrer-
schaft in der Region gängige
Praxis, auf Whatsapp-Gruppen
nach Stellvertretungen zu su-
chen. Kritik an dieser Praxis
wurde laut, nachdem der Admi-
nistrator eine Gebühr von sei-
nen Mitgliedern verlangte und
Lehrerinnen und Lehrer, die
sich kritisch äusserten, kurzer-
hand aus den Chats entfernte.

Der erwähnte Fall betraf
eine Gruppe im Kanton Basel-
Stadt, doch auch im Landkan-
ton betreibt der Administrator
mehrere Gruppen. Nun tritt die
Politik auf den Plan: SP-Landrä-
tinMiriamLocher, selbst Lehre-
rin, findet es stossend, dass je-
mand sich mit einer Dienstleis-
tung bereichern möchte, die
eigentlichkantonalgeregelt sein
sollte.

Stellvertretungssuche wird
an Lehrer abgeschoben
Grundsätzlich sind im Kanton
Basellandwieauch imStadtkan-
ton die Schulleitungen für die
Stellvertretungen verantwort-
lich. Locher betont jedoch, dass
diese Aufgabe in der Praxis teil-
weise von den überlasteten Lei-
tungen und Sekretariaten auf
die Lehrpersonen abgeschoben
werde. Ein internes Schreiben
des Lehrerinnen- und Lehrer-
vereins Baselland weist seine
Mitglieder darauf hin, dass de-
ren Schulleitung sie nicht ver-
pflichten könne, bei Krankheit
selbst eine Stellvertretung zu or-
ganisieren.

Locher möchte deshalb mit
einem Vorstoss, welcher der bz
vorliegt, von der Regierung wis-
sen, was getan werden könnte,
damit Schulen auchbei kurzfris-
tigen Stellvertretungen auf das
bereits bestehende Stellvertre-
ter-Portal zurückgreifen kön-

nen. Laut Locher gibt es in Be-
zug auf die Nutzung von Kom-
munikationsapps oder den
sozialen Medien datenschutz-
rechtliche Bedenken – die Schu-
len dürfen in vielen Bereichen
Whatsapp gar nicht nutzen. Die
Bildungs-, Kultur- und Sportdi-

rektion (BKSD)schreibt, dass sie
keine Kenntnis von der Praxis
hatte, und empfiehlt, auf die
Nutzung von Messenger-Diens-
tenwieWhatsapp zu verzichten.
Zur Organisation der Stellver-
tretungen mache der Kanton
keine Vorgaben. «Kurzfristige
Stellvertretungen werden über
alle Stufen hinweg mehrheitlich
innerhalb des Kollegiums orga-
nisiert», so die BKSD.

Kantone wussten nichts von
Whatsapp-Gruppen
«Im Stellvertreter-Portal müs-
sen alle einen Sonderprivataus-
zug einreichen, um einen ein-
wandfreien Leumund zu bele-
gen», sagt Locher. Wie dies bei
der Vermittlung über Whatsapp
gewährleistet wird, sei unklar.
Sie will, dass die Regierung
prüft, wie das Portal so weiter-
entwickelt werden kann, dass
die Schulen es auch bei kurzfris-
tigen Stellvertretungen nutzen.

Die BKSD äusserte sich auf An-
frage nicht dazu.

Auch das Erziehungsde-
partementBasel-Stadt (ED)hat-
te von den Vorfällen in den
Whatsapp-Gruppen keine
Kenntnis und beruft sich bei der
Zuständigkeit der Stellvertre-
tungen auf die Teilautonomie
der Basler Schulen. Gemäss der
GLP-Grossrätin Sandra Bothe-
Wenk gab es bis vor einigen Jah-
ren noch einen Stellvertreter-
Pool, der beim ED angesiedelt
war. Das ED schreibt auf Anfra-
ge, dass es einen zentralen Pool
auf der Stufe Primar gab, das
Modell mit dem Wachstum der
Schulen dem Bedarf jedoch
nicht mehr gerecht wurde. Eine
zentrale Plattform für kurzfristi-
ge Stellvertretungen gebe es
nicht.

Bothe setzt hinter die aktuel-
le Praxis ebenfalls einige Frage-
zeichen: Sollten imRahmen der
Volksschule die Stellvertretun-

Nikolaos Schär

«Stellvertre-
tungen sollten
kantonal
geregelt
sein.»

MiriamLocher
SP-Landrätin

gen nicht einheitlich gehand-
habt werden? Es sei angezeigt,
dass zumindest geprüft werde,
ob die Verwaltung nicht eine
eigene digitale Plattformlösung
bereitstellen könnte. Die Schul-
leitungen und die Lehrerschaft
sollten sich auf den Unterricht
konzentrieren.

Wenn das der Preis der Teil-
autonomie sei, dass alle mehr
Aufwand haben und die Quali-
tätsstandards eventuell nicht
immer gewährleistet seien,
dann müsse man diese Praxis
hinterfragen, so Bothe. Das Er-
ziehungsdepartement schreibt,
die Volksschulleitung reflektiere
regelmässig mit den Schulen,
wie sich die Prozesse bewähren
und wo Handlungsbedarf be-
steht. Sie werde erheben, wel-
che Kanäle bei der Suche von
Stellvertretungen zum Einsatz
kommen. Whatsapp sei aus
datenschutzrechtlichen Grün-
den kein geeigneter Kanal.

Rünenberg Die 800-Seelen-
Gemeinde im Oberbaselbiet ist
grosszügig beschenkt worden.
Sie erhält von ihrerEinwohnerin
Elisabeth Handschin-Schäfer
den grössten Teil einer in der
Kernzone liegenden Parzelle –
insgesamt 1845 Quadratmeter
Wiesland. Dieses befindet sich
gleich gegenüber dem Feuer-
weiher unddarf laut demWillen
der Schenkerin nicht überbaut
werden.

Das Grundstück soll anläss-
lich der Zonenplanrevision in
die Zone für öffentliche Werke
undAnlagen (OeWA)umgewid-
met werden – mit der Zweckbe-
stimmung «Freihaltebereich
mitZulassungvoneingeschossi-
gen Nebenbauten, Nutzungen
im öffentlichen Interesse, öko-
logische Gestaltung». Damit sei
sichergestellt, dass eine Nut-
zung realisiert werden könne,
die dem Dorfleben diene,
schreibt der Rünenberger Ge-
meinderat in den «Gmeini-
Nochrichte».

Mehrere Auswirkungen
für das Dorf
Die Schenkung besteht zudem
aus einer neuen, knapp 600
Quadratmeter grossen Parzelle
mit dem «Handschin-Schmitt-
li» und dessen Umgebung. Da-
bei hat Elisabeth Handschin-
Schäfer das lebenslängliche
Nutzungsrecht an der Liegen-
schaft, die Gemeinde darf das
«Schmittli» jedoch bereits jetzt
inAbsprachemit ihr für öffentli-
che Anlässe nutzen. Die Schen-
kung wurde am 12. Dezember
des vergangenen Jahres öffent-
lich beurkundet.

Dass durch die Umzonung
die Wiese nicht überbaut wer-
dendarf, sichere einerseits lang-
fristig den Charakter des Dorf-
kerns und entschärfe anderer-
seits ein wenig die Problematik
von Bauland-Auszonungen, so
die Exekutive weiter. Die Ge-
meinde kann nun bei einer all-
fälligen Neugestaltung des
Zentrums wie erhofft einen viel
grösseren Projektperimeter ab-
stecken. (stz)
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Wie Stellvertretung organisieren? Lehrpersonen greifen vermehrt aufWhatsapp-Gruppen zurück. Bild: Christian Beutler

Die einen wollen Böller, andere ein Feuerwerksverbot
Referendum in Füllinsdorf gegen Verbot vonKnallkörpern – Petition für ein generelles Feuerwerksverbot in Birsfelden lanciert.

Nutzung von Whatsapp bedenklich
Obwohl der Kanton Baselland eine Stellvertreterplattform hat, organisieren Lehrer die Stellvertretung selbst.

Ein nicht
alltägliches
Geschenk


